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Luzivs BukcknAror

arkmisere, Zo-
nenpldne, Straflenverbreiterungen, Verkehrs-
entlastungen, Heimatschutz, Quartiererschlie-
fungen, Hochhiduser und Fufigingerstadt —
wer sich heute mit stiddtebaulichen Fragen
befassen mochte, geridt alsbald in ein unent-
wirrbares Dickicht von Problemen. So voll die
Tageszeitungen von ihnen sind (und sie wer-
den es in zehn Jahren noch viel mehr sein),
so ungelost sind die Fragen selber. Sie sind
ungelost, nicht weil sich keine Architekten
und Stadtbaumeister, keine Verkehrsamter
und Hypothekenbanken mit ihnen befassen,
sondern weil sie nicht im Zusammenhang
durchdacht werden. Das Chaos im Stidtebau
— und was fiir ein Chaos herrscht, wird sich
in kurzem bei einer abermaligen Verdoppelung
unseres Motorfahrzeughestandes zeigen — ist
nicht auf einen Mangel an ausgebildeten Archi-
tekten und gutwilligen Planern zuriickzufiih-
ren, sondern auf einen Mangel an konsequen-
tem Denken. Die regelméfiigen Fehlschlige
unserer groflen Innerstadtkorrektionen (zum
Beispiel der Bahnhofquartiere in Ziirich, Basel
und Bern), bei denen ein sagenhaftes Geld fiir

Markvs KurTer

ist Politik

nichts ausgegeben wird, sind bedingt nicht
durch Konstruktionsfehler, sondern durch
Denkfehler. Unser Stddtebau ist ein Beispiel
dafiir, wie wenig wir trotz der technischen
Hilfsmittel ein Problem ganz zu Ende denken
konnen — wie wir im Gegenteil, verfiihrt von
den technischen Hilfsmitteln, in der Losung
des technischen Details stecken bleiben.

Dafl der Stddtebau eine zusammenhingende
Problematik darstellt, wird niemand bestreiten
wollen. Die Straflenbreite hat etwas mit der
Verkehrsdichte, die Verkehrsdichte etwas mit
der Bevolkerungsdichte, die Bevolkerungs-
dichte etwas mit der Quartiergestaltung und
die Quartiergestaltung etwas mit dem Lebens-
stil und dem Charakter der Menschen zu tun.
Die Frage ist, wer sich dieser Problematik
annehmen soll, in ihrer Gesamtheit annehmen
soll. Sicher nicht der Fachmann fiir Verkehrs-
ampeln und sicher nicht das Tiefbauamt. Viel-
leicht aber sollten die Universititen urbani-
stische Lehrstiihle griinden, sollte das Volks-
wirtschaftsdepartement einen stidtebaulichen
Rat einsetzen oder sollte eine schweizerische
Gesellschaft fiir 6ffentliches Planen mit einem
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Fachorgan «Der Planer» gegriindet werden.
(Notabene, alle diese Moglichkeiten sind schon
erwogen worden, zum Teil unter anderem

Namen verwirklicht.)
ln der Broschiire

«Wir selber bauen unsere Stadt» haben wir
die These aufgestellt, daff stidtebauliche Pro-
bleme politische Probleme sind. Damit wollten
wir zunichst sagen: Mafnahmen der Stadt-
planung betreffen die Gesamtheit unseres ge-
sellschaftlichen Lebens. Warum empfindet der
Schweizer Steuerfragen als politisch, warum
stimmt bei uns die ganze Biirgerschaft iiber
die Steuern ab? — Nicht weil wir fiir Steuer-
fragen besonders befihigte Leute sind, weil
jeder Einzelne bei uns so viel wiilite wie an-
derswo ein Steuerfachmann. Sondern weil wir
die Konsequenzen der Steuern auf die gesell-
schaftliche Struktur kennen, weil fiir uns eine
Erhohung der Erbschaftssteuer nicht einfach
eine Abgabe ist, sondern eine Mafinahme,
welche die Rolle der Familie aufs tiefste ver-
andert; weil wir gesehen haben, daf auf steuer-
lichem Wege die Sozialisierung erreicht wer-
den kann, die doch gewiff eine Verinderung
ist von zutiefst politisch-ideologischem Cha-
rakter.

Gleich ist es nun mit der Stadtplanung. Oft
«drdangt sich eine Mafnahme auf» — wie es
dann wohl zu heifen pflegt —, die zuniichst
vielleicht nur die Breite einer Strafe zu betref-
fen scheint, die aber dann doch den Charak-
rakter eines ganzen Quartiers veridndert, dieses
von einer Mietpreiskategorie in die andere,
von der Wohnzone in die Geschiftszone bringt,
so dafl der Federstrich eines unbekannten
Beamten des Stadtplanbiiros schliefilich iiber
Nacht eine Verwandlung vollzieht, Quartiere
ihren frithern Besitzern wegnimmt und ganze
Bevolkerungsgruppen zum Auszug zwingt.

Wir sagen nicht, daf solche Mafnahmen
niemals notig seien, dafl wir sie um jeden Preis
vermeiden wollen, keineswegs! — Aber wir wol-
len uns nicht blind in sie hineintreiben lassen.
Wir glauben, daff, wenn nun einmal heute
diese Fragen eine Wichtigkeit und einen Ein-
fluf gewonnen haben, den man frither nicht
ahnen konnte, und wenn wir unsere Staats-
form der politischen Behandlung der wichti-
gen Dinge fortfiihren wollen, wir konsequenter-
weise auch die Stadtplanung als eine politische
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Aufgabe betrachten miissen. Was iiber unsere
Gesellschaft entscheidet, das kann nicht ein-
fach die Sache eines Amtes, einer Fachzeit-
schrift oder eines Architekturbiiros sein. Es
muf in der Offentlichkeit diskutiert werden,
in der Presse, in den Parteien, in den Riten.

]) ariiber hin-

aus aber behaupten wir noch ein zweites:
Stadtplanung ist nicht moglich ohne politische
Zielsetzung. Wo die politischen Ziele nicht
bewufft gesetzt sind, sind sie unbewufit darin
enthalten. Alle Stadtplanung wertet. Wenn
Herr X sein Haus aufgeben muf}, um den
Autos Platz zu machen, so liegt einer solchen
scheinbar technischen Mafnahme unausgespro-
chen, aber deutlich der Entscheid zugrunde,
dal der Verkehr wichtiger sei als der unge-
storte Privatbesitz. Nun besteht die ganze
Stadtplanung aus solchen Wertungen, aus Ein-
stufung, Bevorzugung und Zuriicksetzung ein-
zelner Interessen. Stiandig muf entschieden
werden zwischen dem Tramdirektor und der
Gemiisefrau, dem Velofahrer und dem Fufi-
gianger, dem Hiuseragenten und dem Stadt-
gartner. Wer soll hier Entscheidungen treffen,
ohne dafl vorher eine Rangordnung aufge-
stellt ist?

Das Aufstellen dieser Rangordnung ist es,
was wir Politik nennen. Ein richtiges, zweck-
dienliches und verniinftiges Planen ohne eine
politische Zielsetzung ist gar nicht moglich.
Bevor wir das Wohl der Stadt verwirklichen
konnen, miissen wir wissen, worin es liegt, und
bevor wir wissen, worin es liegt, miissen wir
wissen, was wir wollen. Wenn jeder Strich auf
meinem Reiflbrett die Existenz von einzelnen
Familien und ganzen Gemeinden entscheidet,
wie kann ich da {iberhaupt noch zu zeichnen
wagen, wenn ich nicht weil}, in welcher Rich-
tung meine Entscheidungen fallen sollen? Zu
planen, ohne das Ziel meines Planens zu ken-
nen, wird zum unerlaubten Spiel.

In diesem Sinn tritt vor die Gestaltung des
einzelnen Quartiers, vor die Festlegung sogar
einer Baulinie oder Stralenbreite die politische
Konzeption, das, was Max Frisch in seinem
Vorwort zur Broschiire den geistigen Plan ge-
nannt hat, den Willen, die Zukunft zu gestal-
ten, den Entwurf einer modernen Eidgenossen-
schaft, der die werdende Stadt zu entspre-
chen hat.
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Auf die Frage, wer diesen Entwurf liefern
soll, versuchten wir in unserer Broschiire die
Antwort zu geben, dal wir das als die Aufgabe
unserer herkdommlichen politischen Korper-
schaften, vorab der Parteien, betrachteten. Wir
versuchten darzustellen, wie eine von den poli-
tischen Parteien getragene Stadt- und Landes-
planung im einzelnen aussehen miiffte und
funktionieren konnte; wie sich bei einem sol-
chen Einbau der Stadtplanung in die herkomm-
liche Politik das Verhiltnis von Fachmann
und Laie, von Techniker und Gesellschaft re-
geln miite und wie sich zum Beispiel Pla-
nungszwang und Planungsfreiheit zueinander
verhalten wiirden.

Was wir dagegen nicht versuchten, war, den
Inhalt dieses Entwurfes zu skizzieren. Wir
dachten uns das als die Aufgabe der politischen
Parteien, die ja aus dem 19. Jahrhundert das
stolze Bewultsein mit sich tragen, ideologische
Parteien zu sein, und also iiber das Riistzeug
zu einem solchen Entwurf einer Gesellschaft
verfiigen miifiten. Vielleicht konnte sogar fiir
eine Partei der Versuch, in der konkreten Ge-
staltung einer Stadt mit ihren Grundsitzen
Ernst zu machen, zu einer grofen Klirung alter
Ideologien fiihren, konnte zu einer inneren,
geistigen Erneuerung werden.

Ob die Parteien bereit und fihig sind, einen
solchen Weg zu beschreiten, ist heute nicht zu
entscheiden. Ungewif8 ist auch, ob es {iberhaupt
richtig ist, derartiges von ihnen zu verlangen.
Woriiber aber kein Zweifel besteht, ist, daf
unser soziales und politisches Leben Jahr fir
Jahr mehr von den Problemen der Planung
bestimmt sein wird, also auch von der Qualitét

dieser Planung.
Gegen diese

Argumentation konnte man nun zweierlei ein-
wenden: Man kdnnte sagen, dafi der Fachmann
die Probleme doch besser verstehe. Daf} er es
sei, der die groflen Zusammenhinge heraus-
arbeiten miisse, der abschitzen konne, welche
Beziehung zwischen dem Tarif der Vororts-
bahnen und der Zahl der Radfahrer in der
Innerstadt, zwischen der Bauhohe in den
Auflenquartieren und dem Bodenpreis in der
City besteht. Wenn das Biiro des derzeitigen
Stadtplanbeamten oder Verkehrssachverstin-
digen der Sache nicht mehr gewachsen sei und
die Zusammenhinge nicht geniigend beriick-
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sichtigt habe, so sei dieses Biiro eben zu erwei-
tern und zu verbessern und seine Kompetenz
auszudehnen; aber man diirfe es nicht ver-
politisieren. '

Darauf antworten wir: Gegen eine solche
Verbesserung haben wir nichts einzuwenden,
im Gegenteil, wir fordern sie sogar. Aber alle
Fachleute der Welt werden aus einem Pro-
blem, das ein politisches ist, kein sachliches
machen. Bisher haben die Stadtplanbiiros eine
wenig beachtete Rolle gespielt. Das Publikum
erfuhr von ihrer Existenz iiberhaupt nur in
Fillen ganz extremer Fehlplanung, in welchen
die offentliche Meinung nach einem Schul-
digen suchte. Sonst aber regierten sie in der
Stille und présentierten ihre Vorlagen, wenn
sich die 6ffentliche Beratung nicht iiberhaupt
vermeiden lie, in der Gestalt reiner Sach-
fragen. Sie zeigten sich als eine viterliche Ge-
walt, die beauftragt ist, abseits von aller Poli-
tik das offentliche Gute zu wirken. Dieses Gute
bestand aber im wesentlichen nur darin, Kon-
fliktstoff und Reklamationen zu vermeiden.

Heute aber, wo wir viel niher zusammen-
riicken mufiten und wo alle Mafinahmen eine
viel intensivere Folge von Nebenwirkungen
haben, stellt sich die politische Frage, welches
denn dieses allgemeine Gute, das Ziel dieser
Wirksamkeit sei. Und diese Frage will sich in
der Demokratie die Offentlichkeit selber vor-
behalten. Damit ist die Arbeit der Fachleute
keineswegs iiberfliissig geworden. Sie stellt sich
nur auf eine andere Ebene, auf die Ebene des
Gutachtens. Der Fachmann kann antworten,
kann uns beispielsweise sagen, ob wir mit der
Umstellung von Tram auf Bus den Verkehr
beschleunigen wiirden oder nicht. Den Ent-
scheid aber, ob wir lieber etwas bequemer oder
etwas billiger fahren kdnnen, diesen Entscheid
soll nicht der Fachmann fillen, sondern — auf
Grund seiner Auskunft — die Offentlichkeit.
Die Offentlichkeit soll sich auch das Recht
nehmen, aus Griinden, welche auferhalb des
Gesichtsfeldes des Fachmannes liegen, sein
Gutachten zu miflachten und von zwei Alter-
nativen die «schlechtere» zu wihlen. Und der
legitime Ort, wo die Offentlichkeit solche Ent-
scheidungen fillt, ist eben die Politik.

Foto: Claire Hodel

Einmal ohne Reiter



Bilder ahne Worte

Die zweite Entgegnung betrifft die Frage
nach der Freiheit: Ist diese Planung, Stadt-
planung, Landesplanung, so wird man fragen,
nicht eine kalte Verstaatlichung? Oder wie
verhilt sie sich zu unserer biirgerlichen Frei-
heit? — Da ist zunichst einmal zu sagen, daf
aller Freiheitsdurst unsere Landreserven um
keinen Quadratmeter vermehrt. Er kann an
der Tatsache nichts dndern, dall wir heute
naher aufeinandersitzen als vor hundert Jah-
ren und unsere Ellbogenfreiheit etwas ein-
schrinken miissen zugunsten des Nachbarn.
Die Situation kann aber wohl durch eine recht-
zeitige Planung sehr erleichtert werden. Dabei
ist zu beachten, daf die Planung in unserem
Sinne sich von der sozialistischen Planung
wesentlich unterscheidet: Wir planen nicht die
Sache selbst, sondern nur den Rahmen und
die Bedingungen, in denen vorgegangen werden
soll. Ein Beispiel: Wir denken uns eine griine
Wiese, auf welcher eine Siedlung gegriindet
werden soll. Niemandem wiirde es mehr ein-
fallen, eine solche Siedlung véllig ohne Plan

Foto: Fernand RauBer

Gartenwirtschaft

einfach entstehen zu lassen. Es ist aber ein
grofler Unterschied, ob dieser Plan sagt: Hier
kommt eine Schuhfabrik hin, hier ein Kauf-
haus und hierher Wohnungen fiir 300 Fami-
lien, oder ob er sagt: Dieser Teil bekommt
Geleiseanschluff, damit die Unternehmer sich
festsetzen, dorthin fithren wir einen Trolley-
bus, damit Wohnhduser entstehen, und im
iibrigen nicht mehr Vorschriften aufgestellt
werden, als heute schon dem Baulustigen
entgegentreten.

Diese Planung des Rahmens erhoht die in-
dividuelle Freiheit gegeniiber dem Zustande,
der ohne die Planung entstehen wiirde. In un-
serm «Zeitalter der erreichten Grenzen» wer-
den die lebenswichtigen Giiter knapp und mdis-
sen rechtzeitig bewirtschaftet werden. Sollen
wir am kostlichsten Gut, an der personlichen
Ellbogenfreiheit, weiter Raubbau treiben, bis
sich die Ellbogen so verkeilt haben, daf eine
zwangsweise Losung kommen mufl? — Nein,
wir miissen schon jetzt den Rahmen planen,
innerhalb dessen wir sie ausiiben konnen und
wir sie auch unversehrt unsern Nachfahren
weitergeben.

Dies ist der letzte von vier Artikeln der beiden
Verfasser iiber stidtebauliche Fragen.

57



	Unsere These : Städtebau ist Politik

